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Den Arbeitsmarkt

für Ukrainer öffnen

V O N J O H A N N E S Z A B E L O P

Renovabis als Hilfswerk der Kirche für
Osteuropa ist derzeit besonderen Heraus-
forderungen durch den Krieg in der
Ukraine ausgesetzt. Nun steht nicht nur
dieses Land im Fokus, sondern auch die
Menschen, die von dort zu uns flüchten.
Deshalb muss die Perspektive erweitert
werden um die Aufnahme dieser Flücht-
linge bei uns. Der Hauptgeschäftsführer
von Renovabis, Pfarrer Thomas Schwartz,
der auch als Professor für Wirtschaftsethik
lehrt, schlägt einen Weg zur Integration
vor, der neben Hilfe auch eine Eigenver-
antwortung dieser Menschen vorsieht.
Denn viele von ihnen wollen nicht einfach
Hilfe empfangen, weil sie vielleicht als
Bittsteller erscheinen könnten, sondern sie
wollen dabei mitwirken. Eine Form der
Beteiligungsgerechtigkeit. Damit nimmt er
beide Perspektiven auf: die der Helfenden
und die der Geholfenen.

Flüchtlinge wollen keine
Almosenempfänger sein

Der Arbeitsmarkt ist ein Ort der Integra-
tion: Nicht nur, weil sich hier Nachfrage
und Angebot treffen, sondern besonders,
weil die Geflüchteten hier kein Almosen
erwarten dürfen, sondern sich selbst mit
ihrer Arbeitskraft einbringen wollen und
können. Das stärkt das Selbstwertgefühl
und bewirkt damit eine Integration auf
Augenhöhe – ein Paternalismus sowie eine
Belastung der Sozialkassen wird hierdurch
vermieden. Aber dazu muss der Arbeits-
markt auch „offen“ sein. In Teilen der
deutschen Wirtschaft existiert ein Arbeits-
kräftemangel. Der Mensch darf aber nicht
auf seine Arbeitskraft reduziert werden.
Wird die vorhandene Qualifikation nicht
anmessen gewürdigt, besteht die Gefahr
der (Selbst-)Ausbeutung, wie sie insbeson-
dere im „grauen“ Bereich wahrscheinlich
werde kann. Die Qualifikation sollte ein-
gesetzt werden können: zur Wertschätzung
des Arbeitnehmers und auch zur Quali-
tätssicherung im Markt.
Eine Qualifikation als Voraussetzung für
einen Marktzutritt kann auch als Hinder-
nis aufgefasst werden. Dann wäre diese
Hürde der Qualifikation sowohl gegen eine
Integration gerichtet wie auch gegen den
Markt selbst. Eine doppelte Hürde. Die
Ökonomie kennt derartige Hürden als
nichttarifäre Handelshemmnisse und be-
wertet sie als indirekten Protektionismus.
Thomas Schwartz schlägt nun vor, die oft
nur schwer zu bewertenden Bildungsab-
schlüsse der Ukraine leichter durch Bun-
des- und Landesregierungen anzuerken-
nen, um den Menschen einerseits den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt auf der Basis an-
erkannter Qualifikationen zu erleichtern,
aber auch, um andererseits den Arbeits-
markt flexibler zu gestalten und dem
Fachkräftemangel in Deutschland etwas
abzuhelfen. Damit wären die Ukrainer
keine „Bittsteller“ und die Nachfrager in
Deutschland keine „Helfer“ – weil der
Markt nur die verschiedenen Interessen
ausgleicht. Damit ist allen Beteiligten den-
noch geholfen. Es erfolgt kein paternalis-
tischen Umgang, sondern im Ergebnis liegt
eine Beteiligungsgerechtigkeit vor – für
Mensch und Markt: Partizipation als eine
Grundlage der Integration.
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Energiekrieg an zwei Fronten
Nicht nur Russland, sondern auch die Preisanstiege müssen im Blick behalten werden V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

D
er Krieg in der Ukraine und die
Folgen der Sanktionspolitik
gegen Russland führen in ver-
schiedenen Bereichen bekann-

termaßen zu einer regelrechten Explosion
der Verbraucherpreise. Die erhoffte wirt-
schaftliche Erholung nach der Coronakrise
dürfte so in Gefahr geraten, da die aktuelle

Scholz und ergänzt: „Wir werden mit dem
größten Tempo die technischen Infrastruk-
turen schaffen, damit wir Gas auch von an-
deren Lieferanten importieren können, in-
dem wir an den norddeutschen Küsten Ter-
minals für Flüssiggas bauen und sie mit
dem deutschen Pipeline-Netz verbinden.“
Um dieses alles wirklich gewährleisten zu

einem neuen Energieplan aufzeigen, wie
das gehen kann. Außerdem werde die EU
zukünftig für alle Mitgliedsstaaten gemein-
sam Gas einkaufen.

Durch die zu erwartende Verknappung
der fossilen Rohstoffe auf dem Weltmarkt
wird es zu weiteren Preissteigerungen kom-
men. Doch dies ist nicht einmal die

Während das Damoklesschwert eines
einseitigen Energielieferstopps durch Russ-
land weiterhin über Deutschland und
Europa schwebt, hat die Bundesregierung
währenddessen in der vergangenen Woche
ein Energieentlastungspaket für die einhei-
mischen Verbraucher auf den Weg ge-
bracht: Mit einem Volumen von 20 Milliar-
Lage das Wachstum erneut schwächen und
die Inflation antreiben wird. Umso schwie-
riger ist es für die Ampel-Koalition unter
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD), hier
wirklich gegenzusteuern: Denn einerseits
müssen Kosten für die Verbraucher nach-
haltig gesenkt, andererseits aber auch mög-
lichst zeitnah Alternativen zu Russland als
Deutschlands Energielieferant Nr. 1 gefun-
den werden.

Gewiss: Die Fahrt zur Tankstelle hat
schon vor dem Beginn des Krieges in der
Ukraine keinen Spaß mehr gemacht. Jetzt
allerdings sind die Preise erneut explodiert
und eine weitere Steigerung erscheint un-
ausweichlich. Wir befinden uns aktuell na-
he an dem von den Grünen einst prokla-
mierten Traumziel von „fünf Mark je Liter“.
Die Pendler, die nicht nur auf ihren Job,
sondern auch auf ihr Auto angewiesen sind,
belastet diese Situation ebenso massiv wie
viele mittelständischer Betriebe und die ge-
samte Industrie.

Während die USA einen Importstopp für
russisches Öl verhängt haben, weigert sich
die Bundesregierung, auf Gas, Öl und Koh-
lelieferungen aus Russland zu verzichten –
die Auswirkungen auf die hiesige Wirt-
schaft sowie die Geldbeutel der Verbrau-
cher wären zu groß, wie Bundeskanzler
Scholz am Sonntagabend in der ARD-Talk-
show „Anne Will“ bekräftigte. Dennoch
wolle die Bundesregierung alles in ihrer
Macht Stehende tun, um möglichst schnell
unabhängig von russischen Energieliefe-
rungen zu werden. Zu den Kohleimporten
aus Russland kündigte Scholz an: „Es kann
gelingen, dass wir schon dieses Jahr da kei-
ne Abhängigkeit mehr haben.“ Auch die Re-
duzierung der Ölimporte könne „sehr
schnell gelingen“.

Und beim Gas: „Wir haben Pläne, die wir
lange in der Schublade hatten, und für die
ich mich allerdings schon sehr lange einge-
setzt hatte, jetzt aktiv geschaltet“, berichtet
können, bedarf es jedoch zunächst der be-
reits erwähnten Alternativen zu Russlands
Energieexporten. Bundeswirtschaftsminis-
ter Habeck verhandelte kürzlich unter an-
derem in Katar mit den dortigen „lupenrei-
nen Demokaten“ über Ersatzlieferungen,
die den deutschen Energiebedarf sichern.
So schnell werden anscheinend diejenigen,
die man noch vor kurzem massiv attackiert
hat, zu Freunden (siehe S. 7 in dieser Aus-
gabe).

Die russische Herausforde-
rung führt zum Umbruch

Und auch auf EU-Ebene wurde man ak-
tiv: Brüssel und Washington haben sich auf
zusätzliche Lieferungen von amerikani-
schem Flüssiggas (LNG) nach Europa ver-
ständigt. Auch dieses solle das bisher aus
Russland eingeführte LNG ersetzen, sagte
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen. Die zusätzliche Menge von 15
Milliarden Kubikmetern LNG für das lau-
fende Jahr mag noch eher bescheiden aus-
sehen, doch bis 2030 sind jährlich Liefe-
rungen von rund 50 Milliarden Kubikme-
tern vorgesehen. Das entspräche einem
Drittel des bis jetzt von Russland bezoge-
nen Erdgases.

Warum nicht schon eher, mag sich manch
einer fragen: Die USA wollten schon lange
mehr LNG liefern, doch bisher konnten sich
die Europäer dafür nur bedingt begeistern.
Das verflüssigte Gas war aufgrund des auf-
wendigen Transports teurer als durch Pipe-
lines transportiertes Erdgas etwa aus Russ-
land, auch Umweltschützer wetterten lange
Zeit gegen den Import – doch der Ukraine-
krieg bewirkt nun, dass beinahe im Rekord-
tempo alte Gewissheiten und Denkmuster
ad acta gelegt werden müssen. Zudem kün-
digte von der Leyen an, dass die EU ab 2027
kein Öl und Gas mehr aus Russland bezie-
hen wird. Die Kommission will im Mai in
schlimmste Befürchtung, welche die Bun-
desregierung gegenwärtig umtreibt: Denn
die Gefahr, die durch einen sofortigen Aus-
fall russischer Energieexporte nach
Deutschland sowohl für einheimische
Unternehmen und unzählige Verbraucher
droht, ist real – und erscheint durch Russ-
lands Agieren immer wahrscheinlicher.

Denn Russlands Diktator Wladimir Pu-
tin hatte vergangene Woche angekündigt,
Gas-Lieferungen an „unfreundliche Staa-
ten“ nur noch in Rubel abzurechnen. Dies
würde die unter Druck geratene russische
Währung stützen, weil sich die Importlän-
der Rubel beschaffen und hierdurch mögli-
cherweise gegen die eigenen Sanktionen
verstoßen müssten. Zu den betroffenen
Ländern gehört auch Deutschland – und
bislang wurden die Gas-Lieferungen hier-
zulande in Euro gezahlt. Doch die Staaten
der G-7-Gruppe erteilten Anfang der Wo-
che den russischen Forderungen nach einer
Begleichung von Gas-Rechnungen in Rubel
eine klare Absage. Die G-7-Minister seien
sich einig gewesen, dass die Forderungen
nach einer Zahlung in Rubel „ein einseitiger
und klarer Bruch der bestehenden Verträ-
ge“ sei, sagte Robert Habeck nach einer vir-
tuellen Besprechung mit den G-7-Energie-
ministern. Geschlossene Verträge gälten,
betroffene Unternehmen müssten vertrags-
treu sein. „Das heißt also, dass eine Zahlung
in Rubel nicht akzeptabel ist“, sagte Ha-
beck. Und er ergänzt: „Der Versuch von
Putin, uns zu spalten, ist offenkundig“. Es
gebe aber große Geschlossenheit. „Wir las-
sen uns nicht spalten, und die Antwort der
G7-Staaten ist eindeutig: Die Verträge wer-
den eingehalten“, so der Wirtschafts- und
Energieminister, der zudem am Mittwoch-
vormittag aufgrund einer möglichen Ver-
schlechterung der Versorgungslage die
Frühwarnstufe des „Notfallplans Gas“ akti-
vierte. Die erste der drei Krisenstufen sieht
noch keine Einschränkungen vor.
den Euro soll dieses vor allem Berufstätige
und Pendler, aber auch Rentner und Fami-
lien entlasten.

Energieentlastungspaket
erst zum 1. Juni in Kraft?

Zum einen dreht die Ampel an der Ener-
giesteuer: So sollen die Spritpreise für 3
Monate je Liter Benzin um 30 Cent, je Liter
Diesel um 14 Cent sinken – dadurch verrin-
gert sich auch die Mehrwertsteuer. Je
50-Liter-Füllung sinken die Preise somit
um 17 Euro (Benzin) beziehungsweise 8
Euro (Diesel). Dieses entlastet sowohl
Pendler als auch Rentner. Für Nutzer von
Bussen und Bahnen wiederum sollen rund
90 Tage lang bundesweit ÖPNV-Ticket für
9 Euro pro Monat angeboten werden. Hartz
IV-Empfänger erhalten einmalig einen ver-
doppelten Zuschlag von 200 Euro. Außer-
dem sollen Familien einmalig 100 Euro pro
Kind sowie jeder einkommensteuerpflich-
tig Beschäftigte einmalig 300 Euro Ener-
giegeld erhalten.

Wann das Paket in Kraft tritt, ist gegen-
wärtig allerdings noch unklar. Da sowohl
der Bundestag als auch der Bundesrat dem
Ampel-Paket jedoch zustimmen müssen,
dürfte es nach normalem gesetzgeberischen
Prozedere nichts vor dem 1. Juni werden –
eine letztendlich viel zu lange Zeitspanne,
in der Unternehmen und Verbraucher wei-
terhin unter hohen Energiepreisen zu lei-
den haben. Ganz abgesehen davon, dass
durch einen möglichen einseitigen Stopp
der Energielieferungen Russlands an die
EU eh eine vollkommen neue energiepoliti-
sche Lage entstehen und das mühsam zwi-
schen den Ampel-Koalitionären ausgehan-
delte Entlastungspaket schnell zur Makula-
tur verkommen würde. So oder so kann und
darf sich Deutschland in diesem energie-
politischen Zwei-Fronten-Krieg weiterhin
keine Atempause leisten.
Deutschland führt einen
Die Ampelkoalition von Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) muss in der Energiepolitik neue Wege gehen und gleichzeitig die Bürger entlasten. Foto: dpa


